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Anordnung 
zur Besteuerung der Privatbetriebe 

der Industrie und Bauindustrie

vom 23. Dezember 1969

Für die Privatbetriebe der Industrie und Bauindu­
strie wird im Zusammenhang mit der Einbeziehung in 
das einheitliche System von Rechnungsführung und Sta­
tistik folgendes angeordnet:

I.
Geltungsbereich

§1
(1) Diese Anordnung gilt für Privatbetriebe der In­

dustrie (einschließlich der Baumaterialienindustrie) und 
der Bauindustrie — nachstehend als Betriebe bezeich­
net —, die in die Wirtschaftsbereiche 1 und 2 der Be­
triebssystematik. herausgegeben von der Staatlichen 
Zentralverwaltung für Statistik (Ausgabe 1966), einge­
ordnet sind. Sie gilt auch für Betriebe von Zwischen­
meistern, soweit diese dem Wirtschaftsrat des Bezirkes 
zugeordnet sind.

(2) Diese Anordnung gilt nicht für Privatbetriebe, die 
in der Gewerberolle der Handwerkskammer geführt 
werden.

II.
Vorschriften für den Einsatz der Rücklage „Forschung 

und Entwicklung“, der Abschreibungen und die 
Ermittlung des Gewinnes für Zwecke der Besteuerung

§2
Zuführungen zur Rücklage 

„Forschung und Entwicklung“

(1) Die Höhe der gemäß Abschnitt III des Beschlus­
ses vom 31. Oktober 1968 über die Fortführung finanz­
politischer Maßnahmen in den Betrieben mit staatlicher 
Beteiligung, Produktionsgenossenschaften des Hand­
werks, Molkereigenossenschaften sowie privaten Indu­
strie-, Bau-, Handwerks-, Verkehrs- und Handelsbetrie­
ben für die Jahre 1969 und 1970 (GBl. II S. 1029) von 
den Betrieben einem Sonderbankkonto zuzuführenden 
Kostenbestandteile Forschung und Entwicklung sowie 
VVB-Umlage ist durch die Betriebe selbst zu berechnen. 
Die Berechnung erfolgt durch Anwendung der den Be­
trieben für die von ihnen hergestellten Erzeugnisse 
bzw. Leistungen bekanntgegebenen Prozentsätze auf die 
erzielten Erlöse zu neuen Industrieabgabepreisen Be­
triebspreisen. Bei Änderung oder Erweiterung des Pro­
duktionssortiments wird der für das jeweilige Erzeug­
nis maßgebende Prozentsatz vom örtlich zuständigen 
Rat des Kreises, Abteilung Finanzen, auf Anforderung 
mitgeteilt, sofern er sich nicht aus einer erteilten Preis­
bewilligung ergibt.

(2) Die gemäß Abs. 1 berechneten Beträge sind von 
den Betrieben für jeweils ein Kalendervierteljahr in­
nerhalb des folgenden Monats dem Sonderbankkonto 
zuzuführen.

(3) Bei Betrieben mit mehrstufiger Produktion ist die 
Berechnung für die Erzeugnisse jeder Produktionsstufe 
vorzunehmen.

(4) In Höhe der Zuführungen zum Sonderbankkonto 
ist die Rücklage „Forschung und Entwicklung“ zu La­
sten des Kontos 366 zu bilden.

§3
Verwendung der Mittel der Rücklage 

„Forschung und Entwicklung“

(1) Die Verwendung der auf dem Sonderbankkonto 
angesammelten bzw. der künftig zuzuführenden Ko- 
stenbeslandteile gemäß § 2 für Forschungs- und Ent­
wicklungsarbeiten hat auf der Grundlage einer mit dem 
Leitbetrieb der Erzeugnisgruppe oder Versorgungs­
gruppe bzw. dem zuständigen Wirtschaftsorgan abge­
stimmten Konzeption über die Forschungs- und Ent­
wicklungsaufgaben des jeweiligen Betriebes zu erfol­
gen. Bei der Ausarbeitung und Bestätigung der Kon­
zeption sind die für die volkseigenen Betriebe gelten­
den Vorschriften* über die Finanzierung von Aufgaben 
aus dem Fonds „Wissenschaft „und Technik“ zu be­
achten.

(2) Bei zweckentsprechender Verwendung oder bei 
Abführung der Mittel gemäß Abschnitt III des Be­
schlusses vom 31. Oktober 1968 ist die Rücklage „For­
schung' und Entwicklung“ in gleichem Umfange aufzu­
lösen. Die Auflösung hat zugunsten der Rationalisie­
rungsrücklage zu erfolgen, wenn die Mittel zur An­
schaffung von Grundmitteln oder zur Finanzierung an­
derer aktivierungspflichtiger Vorgänge verwendet wer­
den.

(3) Werden die aus Mitteln der Rücklage „Forschung 
und Entwicklung“ für Forschungs- und Entwicklungs­
vorhaben angeschafften Grundmittel, Werkzeuge, Vor­
richtungen, Lehren usw. nach Abschluß der Forschungs­
und Entwicklungsarbeiten für die laufende Produktion 
eingesetzt oder verkauft, ist die Rücklage „Forschung 
und Entwicklung“ ensprechend dem Zeitwert dieser 
oder vergleichbarer Produktionsinstrumente aus ande­
ren betrieblichen Finanzierungsquellen (z. B. Amortisa­
tionen oder freie Umlaufmittel) bzw. um den Verkaufs­
erlös bei gleichzeitiger Minderung der Rationalisie­
rungsrücklage wieder aufzufüllen. Die Auffüllung der 
Rücklage „Forschung und Entwicklung“ hat für nicht 
aktivierungspflichtige Werkzeuge, Vorrichtungen, Leh­
ren usw. zu Lasten der Kosten zu erfolgen.

§4

Abführung nicht verwendeter Mittel

(1) Die nicht verwendeten Mittel der Rücklage „For­
schung und Entwicklung“ gemäß Abschnitt III des Be­
schlusses vom 31. Oktober 1968 sind bis zum 31. Januar 
des jeweils folgenden Kalenderjahres an den zuständi­
gen Rat des Kreises. Abteilung Finanzen, abzuführen. 
Die für Steuern geltenden verfahrensrechtlichen Be­
stimmungen sind entsprechend anzuwenden.

(2) Voraussetzung für die Verwendung der gemäß 
Abschnitt III Ziff. 3 letzter Satz des Beschlusses vom 
31. Oktober 1968 von der Abführung freigestellten Mit­
tel für Rationalisierungsmaßnahmen ist der volle Ein­
satz der den Betrieben zur Verfügung stehenden Amor­
tisationen in dem Jahr, in dem die freigestellten Mittel 
eingesetzt werden sollen. Das gilt nicht, sofern der Ein­
satz der Amortisationen für die folgenden Jahre ver­
traglich gebunden ist. Die danach nicht zu verwenden­
den Mittel sind gemäß Abs. 1 abzuführen.

* z. Z. gilt § 8 der Anordnung vom 30. September 1908 über 
die auftragsgebundene Finanzierung wissenschaftlich-techni­
scher Aufgaben und die Bildung und Verwendung des Fonds 
Wissenschaft und Technik (GBl. II Nr. 110 S. 859)


